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B e s c h l u s s  
 

In dem Verfahren über  
die Verfassungsbeschwerde 

 

des  Herrn  
 

Beschwerdeführers, 

 

gegen 

 

1. Beschlüsse des Landgerichts Köln unbekannten Datums – 6 S 

99/21 – 

2. das Räumungsurteil des Amtsgericht Köln – 227 C 182/20 

 
 
hat die 1. Kammer des  

 
VERFASSUNGSGERICHTSHOFS FÜR DAS LAND NORDRHEIN-WESTFALEN 

 

am 18. Januar 2022 

durch  

 

die Präsidentin Prof. Dr. D a u n e r - L i e b ,  

den Vizepräsidenten Prof. Dr. H e u s c h und 

den Richter Dr. R ö h l  

 

gemäß § 58 Abs. 2 Satz 1 und § 59 Abs. 2 Satz 1 VerfGHG  

 

einstimmig beschlossen:  

 

Die Verfassungsbeschwerde wird als unzulässig 
zurückgewiesen. 
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G r ü n d e : 

 

Die Verfassungsbeschwerde wird gemäß § 58 Abs. 2 Satz 1, § 59 Abs. 2 Satz 1 

VerfGHG durch die Kammer zurückgewiesen, weil sie unzulässig ist.  

 

1. Der Beschwerdeführer hat den Rechtsweg nicht erschöpft (§ 54 Satz 1 VerfGHG). 

Ausweislich des mit der Beschwerdebegründung vorgelegten Schreibens des Land-

gerichts vom 16. Juni 2021 hat er die Berufung gegen das mit der Verfassungsbe-

schwerde angefochtene Räumungsurteil entgegen § 78 Abs. 1 Satz 1 ZPO nicht 

durch einen zugelassenen Rechtsanwalt eingelegt. Damit ist dieser Rechtsbehelf 

bereits aus formalen Gründen erfolglos geblieben (vgl. dazu VerfGH NRW, Be-

schlüsse vom 12. Mai 2020 – VerfGH 52/20.VB-3, juris, Rn. 6, und vom 30. Juni 

2020 – VerfGH 51/20.VB-2, juris, Rn. 2). Wenn ein an sich gegebenes Rechtsmittel 

mangels Beachtung der verfahrensrechtlichen Voraussetzungen erfolglos bleibt, ist 

eine Verfassungsbeschwerde regelmäßig – und so auch hier – wegen mangelnder 

Rechtswegerschöpfung unzulässig (vgl. VerfGH NRW, Beschluss vom 12. Mai 2020 

– VerfGH 52/20.VB-3, juris, Rn. 6). 

 

Aus der Beschwerdebegründung geht nicht hinreichend hervor, dass dem Be-

schwerdeführer eine ordnungsgemäße Rechtswegerschöpfung unzumutbar gewe-

sen sein könnte (zur Darlegungslast vgl. VerfGH NRW, Beschluss vom 14. Septem-

ber 2021 – VerfGH 92/21.VB-2, juris, Rn. 17). Der Beschwerdeführer deutet lediglich 

an, nicht in der Lage gewesen zu sein, einen bei einem Amts- oder Landgericht 

zugelassenen Rechtsanwalt – ggf. unter Inanspruchnahme von Prozesskostenhilfe 

(vgl. §§ 114, 117 Abs. 1 und § 121 Abs. 1 ZPO) – zu beauftragen. Er führt dies 

jedoch nicht näher aus. 

 

2. Abgesehen davon wahrt das Schreiben des Beschwerdeführers vom 30. Juli 2021 

die formalen Anforderungen nicht, die die Vorschriften der § 18 Abs. 1 Satz 2 
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Halbs. 1, § 55 Abs. 1 Satz 1, Abs. 4 VerfGHG an die Begründung einer Verfassungs-

beschwerde stellen. Die mit der Verfassungsbeschwerde angegriffenen Entschei-

dungen sowie die weiteren in Bezug genommenen und zur Prüfung der jeweiligen 

Rüge erforderlichen Unterlagen wie etwa Schriftsätze und Rechtsschutzanträge 

müssen entweder selbst vorgelegt oder zumindest ihrem wesentlichen Inhalt nach 

mitgeteilt werden (vgl. VerfGH NRW, Beschlüsse vom 30. Juni 2020 – VerfGH 

81/20.VB-1, juris, Rn. 2, und vom 22. September 2020 – VerfGH 108/20.VB-3, juris, 

Rn. 2, jeweils m. w. N.). Der Beschwerdebegründung lag keine Abschrift des Räu-

mungsurteils des Amtsgerichts Köln bei, das der Beschwerdeführer mit der beim 

Landgericht Köln eingelegten Berufung angefochten hat. Der Inhalt und die Begrün-

dung dieser Entscheidung werden in der Beschwerdebegründung nicht wiederge-

ben. Damit bleibt unklar, was überhaupt Gegenstand des Ausgangsverfahrens war, 

insbesondere ob es sich nur um eine gegen den Beschwerdeführer gerichtete Räu-

mungsklage oder auch um eine von ihm geführte (Wider-) Klage mit einem Antrag 

auf Zahlung von Schadensersatz und Schmerzensgeld handelte (vgl. unten auf 

Seite 2 des Schreibens vom 30. Juli 2021). Damit hat der Beschwerdeführer den mit 

der Verfassungsbeschwerde zur Überprüfung gestellten Sachverhalt schon in tat-

sächlicher Hinsicht nicht ausreichend aufgearbeitet. Auf dieser Grundlage ist der 

Verfassungsgerichtshof zu einer verfassungsrechtlichen Überprüfung der mit der 

Verfassungsbeschwerde geltend gemachten Beschwer nicht in der Lage. 

 

3. Von einer weitergehenden Begründung wird gemäß § 58 Abs. 2 Satz 4 VerfGHG 

abgesehen. 

 

 

Prof. Dr. Dauner-Lieb Prof. Dr. Heusch Dr. Röhl 
 


